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Meldungen:

Festnahmen in Essen
Der ehemalige Vorsitzende des
Demokratischen Gesellschafts-
zentrums der KurdInnen in
Essen, Metin D., wurde neben
weiteren Personen am Donners-
tag bei Großrazzien der Polizei
festgenommen. Die Ehefrau
berichtet, dass die Stürmung um
7:00 Uhr morgens geschehen sei.
Sieben bis acht Polizisten seien
mit Waffen ins Haus gestürmt,
während ein 1,5-jähriges Kind
sich im Haus befand. Dieses Vor-
gehen der Hausstürmungen
kennt sie aus der Türkei, berich-
tet sie. Die Gründe für die Raz-
zien wurden ihr nicht genannt,
d.h. der Grund der Festnahme ist
noch unklar. Metin D. ist Vor-
standsmitglied im Gesellschafts-
zentrum der KurdInnen in Essen
und zudem Mitglied der Partei
Die Linke im Ausländerrat.
Diese Polizeioperation fällt ver-
dächtig in die Zeit, in der Kanz-
lerin Merkel von ihrer Reise
zurückkehrte. Am 2. Februar
dieses Jahres besuchte sie die Tür-
kei und Erdoğan.

(ANF, 9.2., ISKU)

Türkei entlässt weitere Beamte
In der Türkei sind am Dienstag
weitere 4.464 Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes entlassen
worden. Betroffen sind vor allem
Mitarbeiter des Bildungsministe-
riums, wie aus einem Dekret her-
vorgeht. Seit dem Putschversuch
im vergangenen Juli wurden
bereits mehr als 125.000 Staats-
bedienstete suspendiert und
rund 41.000 festgenommen,
darunter Soldaten, Polizisten,
Beamte der Steuerbehörden,
Krankenschwestern und Hebam-
men. (jW, 9.2., ISKU)

Türkei: »Tornado«-Daten für
Krieg gegen Kurdistan
Die Türkei fordert von Deutsch-
land vollen Zugang zu Aufklä-
rungsergebnissen der Bundes-
wehr-»Tornados« in Incirlik und
will diese Daten auch im Kampf
gegen die kurdischen Kräfte in
Syrien einsetzen. »Wir wissen,
dass die Deutschen einen wichti-
gen Teil der Informationen, die
sie während der Aufklärungsflüge
erlangt haben, mit uns teilen«,
sagte Vizeministerpräsident
Numan Kurtulmus am Montag
in Ankara. Er verlange aber, dass
alle Informationen ausgetauscht
würden. Kurtulmus sagte aus-
drücklich, es gehe dabei nicht
nur um Informationen zur dschi-
hadistischen Terrormiliz »Islami-
scher Staat« (IS). Die Türkei for-
dere ebenso Aufklärungsergeb-
nisse zu den kurdischen Selbst-

Der Exekutivrat der Gemein-
schaft der Gesellschaften Kurdi-
stans (KCK) hat als Ergebnis
ihrer letzten Sitzung eine wichti-
ge Erklärung veröffentlicht. In
ihr wurde der programmatische
Ansatz der KCK wie folgt for-
muliert: „Die Probleme im Mitt-
leren Osten und der Welt stapeln
sich Schicht für Schicht. Das
5000-jährige staatliche System
und der Nationalstaat, als seine
letzte Erscheinung, erleben eine
tiefe Krise. Die kapitalistische
Moderne vertieft die gesellschaft-
lichen Probleme noch weiter und
führt die Menschheit geradezu in
den Abgrund. An Orten, an
denen die liberalen und sozialde-
mokratischen politischen Kräfte
keine Lösungen für Probleme
finden, ist die Tendenz hervorge-
treten, mit militärischen Inter-
ventionen und rechten Regie-
rungen vermeintliche Lösungen
für die Probleme zu suchen.
Doch es ist schiere Selbsttäu-
schung, sich zu erhoffen, dass
dieselben gesellschaftlichen Kräf-
te, die für die Verursachung der
Probleme verantwortlich sind,
diese auch lösen werden können.
Im Gegenteil, die gesellschaft-
lichen Probleme werden sich
noch weiter vertiefen. Die einzi-
ge Kraft für die Lösung dieser
Probleme sehen wir in der radi-
kalen Demokratie und im demo-
kratischen Sozialismus, wie ihn
unser Vorsitzender [Abdullah
Öcalan] durch seine Analyse der
historischen Gesellschaft und der
Gegenwart entwickelt hat. (…)
Es bestehen heute gute Bedin-
gungen dafür, dass das Verständ-
nis der demokratischen Nation,
wie ihn unser Vorsitzender als
Gegenstück zum monistischen
und staatszentrierten Verständnis
der Nation entwickelt hat, und
die demokratisch-sozialistische
Organisierung der Gesellschaft
unter dem Dach des Demokrati-
schen Konföderalismus, als Teile
eines alternativen Gesellschafts-
modells in naher Zukunft im
Mittleren Osten und der gesam-
ten Welt erfolgreich sein werden.
In dieser Hinsicht werden in der
kommenden Phase die dem
Mittleren Osten und der ganzen
Welt aufgezwungenen ethni-
schen und religiösen Konflikte
mit dem Verständnis der demo-
kratischen Nation zu einer
Lösung herangeführt werden;
gegen den globalen Kapita-

lismus, der die gesellschaftlichen
Probleme vertieft, werden sich
im Rahmen der demokratisch-
sozialistischen Linie mit dem
globalen Demokratiekampf
große Errungenschaften erzielen
lassen.“
In der Erklärung wird das politi-
sche Ziel auf Basis dieses Pro-
gramms so zusammengefasst:
„Unser Exekutivrat hat auf dieser
Grundlage die vor uns liegenden
Monate als Phase zur Befreiung
des Vorsitzenden, der Demokra-
tisierung der Türkei und zur
Erlangung der demokratischen
Autonomie Kurdistans be -
stimmt; deshalb rufen wir unsere
gesamte Gesellschaft dazu auf,
mit dem Monat Februar überall
den Widerstand zu erhöhen.“
Der Weg zu diesem Ziel wiede-
rum kommt mit folgenden Wor-
ten zur Sprache: „Der März wird
mit dem Geist der freien Frau
beginnen, um anschließend zum
Newrozfest in einer Manifesta-
tion des Widerstandsgeistes in
allen Städten, Ortschaften und
Stadtteilen Kurdistans münden.
Somit werden wir nicht nur
unsere Geschichte der Volksauf-
stände gerecht werden, sondern
dem Kolonialismus in Kurdistan
einen großen Schlag versetzen.
Die Serhildans [Volksaufstände],
die sich im Frühling mit dem
Guerillakampf auf der Linie von
Mahsum Korkmaz treffen wer-
den, werden die Macht der AKP
und MHP erschüttern und Vor-
bote des Frühlings der Freiheit in
der Türkei und in Kurdistan
sein.“
Die kurdische Freiheitsbewe-
gung hat diese Hauptlinie mit
dem aktuellen politischen Wi -
derstand so zusammengeführt:
„Weil die AKP/MHP-Regierung
ihre Angriffe gegen die Freiheits-
bewegung und die Demokratie-
kräfte mit dem Präsidialsystem
auf eine neue Ebene führen will,
ist die klare Haltung und der
Kampf hiergegen ebenfalls zu
einer wichtigen Angelegenheit
geworden.
Deshalb wurde die Bedeutung
darauf gelegt, den im Februar
beginnenden Kampf gegen die
auf einen Genozid gezielten
Angriffe mit dem „Nein“ zum
Referendum zusammenzufüh-
ren. Auf dieser Grundlage wird
die Referendumsphase zu einem
Demokratiekampf gebracht. Es
wurde als ein bedeutender Teil

des Widerstandes für die kom-
mende Phase gesehen, der
AKP/MHP-Macht auch von
dieser Seite einen Schlag zu ver-
setzten.“
Die Erklärung der KCK hat
diese einheitliche Widerstandsli-
nie in der Türkei und in Nord-
kurdistan auf folgende Weise mit
dem strategischen Ziel auf inter-
nationaler Ebene vereint: „Wenn
wir als demokratische Kräfte
gegen die faschistische Macht
der AKP/MHP zusammenkom-
men, die nationale Einheit
gewährleisten und mit allen
demokratischen Kräften zusam-
men den Widerstand entwik-
keln, wird nicht nur das freie
und demokratische Leben der
Kurden verwirklicht werden,
sondern die Grundlage für die
Demokratisierung des Mittleren
Ostens und der Freiheit aller
Völker geschaffen werden.“
Die Zeit der Völker ist gekom-
men. Der von Seiten der kurdi-
schen Gesellschaft, in Vorreiter-
rolle der Guerilla, seit Jahrzehn-
ten geleistete Widerstand wird
jede Art von Unterdrückung und
Hindernis überwinden, die
genozidale Kolonialisierung be -
siegen und das Erlangen eines
politischen Status für ein freies
und demokratisches Leben
gewährleisten. Im Jahr 2017
wird es unweigerlich zu einem
Sieg kommen. Der Wille unserer
Freiheitsbewegung und der Frei-
heitswille unserer Gesellschaft
wird den Slogan „Wir werden
bestimmt gewinnen“ mit einem
freien Kurdistan und demokrati-
schen Mittleren Osten krönen.
Der Grund, für das Heranziehen
dieser Auszüge der Erklärung ist
darzulegen, dass die KCK sich
nicht auf „aktuelle Entwicklun-
gen“ begrenzt, sondern ihre
Linie in einer systematischen
Einheit formuliert. Denn dieser
Ansatz ist wichtig. Insbesondere
die größte Schwäche der legalen
Bewegung Kurdistans ist, zwi-
schen dem „aktuellen politischen
Kampf“, der Programmatik,
dem hierausgezogenen politische
Ziel, der Widerstandsmethode
und den internationalen Charak-
ter dieser Linie eine systemati-
sche Verbindung aufzubauen.
Diese Erklärung ist für all dieje-
nigen, die sich an der „Nein“-
Kampagne beteiligen von wichti-
ger Bedeutung. 

(YÖP, 6.2., ISKU)

Die programmatische und 
politische Bedeutung, beim 
Referendum „Nein“ zu sagen
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verteidigungskräften (PYD), die
Ankara als syrischen Ableger der
verbotenen kurdischen Arbeiter-
partei PKK betrachtet. Türkische
Truppen kämpfen in Nordsyrien
vorgeblich gegen den IS, aber
auch gegen die säkular und basis-
demokratisch orientierte PYD.
Diese zählt zu den erbittertsten
Gegnern des IS. 

(jW, 7.2., ISKU)

Europaweite Demonstrationen
für Abdullah Öcalan
Bundesweit gehen in diesen
Tagen Kurden auf die Straße, um
für die Freiheit des seit 18 Jahren
in der Türkei inhaftierten Vorsit-
zenden der Arbeiterpartei Kurdi-
stans (PKK) sowie die Anerken-
nung der Rechte des kurdischen
Volkes zu demonstrieren. In
zehn deutschen Städten und
Regionen, darunter Berlin,
Hamburg, Bayern und dem
Ruhrgebiet, fanden Ende ver-
gangener Woche dreitägige
»lange Märsche« oder »Friedens-
wanderungen« statt, um auf das
Schicksal Abdullah Öclans hin-
zuweisen.
Auch in europäischen Nachbar-
ländern gibt es derzeit Protestak-
tionen, die am 11. Februar in
einer europaweiten Protestkund-
gebung im französischen Stras-
bourg gipfeln werden. An einem
Marsch, der vor dem Europäi-
schen Gerichtshof in Luxemburg
begann und bis zur Strasbourger
Kundgebung fortgesetzt wird,
beteiligen sich auch Dutzende
Internationalisten, unter ande-
rem aus Brasilien, Argentinien
und dem Baskenland.
Der bundesweite Dachverband
Demokratisches Gesellschafts-
zentrum der KurdInnen Nav-
Dem als Organisator der Proteste
ruft gemeinsam mit anderen lin-
ken und säkularen Verbänden
türkeistämmiger Migranten zu
einer Nein- bzw. türkisch Hayir-
Kampagne auf. Gemeint ist, dass
in Deutschland lebende türki-
sche Staatsbürger beim Referen-
dum über die Einführung des
Präsidialregimes im April mit
Nein stimmen sollen.

(jW, 6.2., ISKU)
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CA Civaka Azad
jW junge Welt

In einem Strategiepapier des
»Washington Institute for Near
East Policy« (WINEP) wird ein
mögliches Vorgehen der US-Poli-
tik in Bezug auf Rojava umrissen.
Die von dem Neokonservativen
Patrick Clawson – der Bekannt-
heit erlangte, weil er öffentlich
vorschlug, den Iran durch »ver-
deckte Operationen« zu einem
Krieg zu provozieren – herausge-
gebene Textsammlung („Policy
Focus 150: Syrian Kurds as a U.S.
Ally“) betont explizit, dass die
dortigen Vorschläge mit Donald
Trumps »Erklärungen zu seinen
Zielen kompatibel sind« und das
von Obama Begonnene »fortset-
zen«, wenn sie es auch »bis zum
Äußersten forcieren«.
Clawsons Vorschlag und der sei-
ner Koautoren ist folgender:
Durch enge Kooperation mit den
syrischen Kurden soll die PYD
von ihrer Schwesterpartei PKK,
die gegen das diktatorische Erdo-
gan-Regime kämpft, »vollständig
abgetrennt werden«. Damit wür-
den die syrischen Kurden ihrer
ideologischen Grundlage als einer
gesamtkurdischen Befreiungsbe-
wegung beraubt, und man könn-

te am Ende eine von den USA
abhängige Proxy-Regierung wie
in der Kurdischen Autonomiere-
gion im Nordirak schaffen. »Der
Trick wird sein, die syrischen
Kurden von der Arbeiterpartei
Kurdistans zu entfernen, und
damit die Türkei zu einer Tolerie-
rung oder sogar Allianz mit einem
ihr freundlich gesinnten kur-
disch-kontrollierten Territorium
an ihrer Grenze zu bewegen.«
Einer der Autoren, Soner Cagap-
tay, schlägt zu diesem Behelf vor,
dass die »USA Ankara dabei
unterstützen sollten, die PKK
militärisch zu schwächen«, denn
nur dann würde Erdogan, der zur
Sicherung nationalistischer Stim-
men für sein Projekt einer Präsidi-
aldiktatur Härte zeigen muss,
neuen Friedensverhandlungen
zustimmen. Diese aber könne
man nutzen, um die »PKK poli-
tisch zu vernichten«. Damit wäre,
so der Leiter des »Turkish Rese-
arch Program« beim WINEP, der
Weg frei für eine Neuausrichtung
des Verhältnisses zwischen PYD
und Türkei.
Die von Clawson und Co. for-
mulierten Strategien spiegeln

sicher einen Teil der Überlegun-
gen sowohl der Oba ma- wie der
Trump-Administration wider.
Anthony Blinken, Vizeaußen -
minister unter Obama, griff sie
kürzlich exakt in der gleichen
Formulierung in einem Artikel
für die New York Times auf:
Trump solle die Kurden Syriens
gegen den IS bewaffnen und
zugleich »die Unterstützung für
den Kampf der Türkei gegen die
PKK verdoppeln – auch dafür,
die Führungsriege der Gruppe in
den Kandilbergen ausfindig zu
machen.«
Für das politische Projekt einer
Demokratischen Autonomie, das
die kurdische Befreiungsbewe-
gung in der gesamten Region
verfolgt, ist die Kooperation mit
den USA deshalb – wenn auch
derzeit militärisch überlebens-
notwendig – gefährlich. Um
einen Teil dieser Gefahr abzu-
wenden, könnten YPG und PYD
einen taktischen Zug nutzen,
den Clawson und seine Mit -
autoren als große Gefahr wahr-
nehmen: ihre Beziehungen zu
Russland stärken.

(jW, 6.2., ISKU)

Nachdem die türkische Armee
gemeinsam mit verschiedenen
islamistischen Gruppierungen ab
Mitte August 2016 in Syrien
interveniert ist und binnen kürze-
ster Zeit zahlreiche Orte vom sog.
Islamischen Staat (IS) erobert hat,
steht sie nun seit fast dreieinhalb
Monaten vor der nordsyrischen
Stadt al-Bab und kommt nicht
voran. Al-Bab steht unter der
Kontrolle des IS. Dasselbe galt
auch für Dscharablus und weitere
Städte, die allerdings ohne größe-
re Gegenwehr des IS in die
Hände der Türkei und ihrer
Unterstützer gefallen sind. Es kur-
sierten hartnäckige Gerüchte,
wonach der IS mit Absprache
diese Orte der türkischen Armee
und den gemeinsam mit ihr
kämpfenden islamistischen
Kampfverbänden überlassen hat.
Doch nicht so in al-Bab, wo der
IS erstmals ernsthaften Wider-
stand gegen die türkische Armee
leistet. Die türkischen Kampfver-
bände wiederum scheinen große
Schwierigkeiten zu haben, der
Gegenwehr des selbsternannten
Kalifats standzuhalten. Bei den
Kämpfen sollen allein bis zu zehn
Leopard 2 Panzer der türkischen
Armee aus deutscher Produktion
zerstört worden sein. Die türki-
schen Angaben über die Opfer-
zahlen in den eigenen Reihen
während der Syrienintervention,
die mit 56 beziffert werden, schei-
nen vor diesem Hintergrund
mehr als fragwürdig.

Was die Situation in al-Bab noch
brisanter macht, ist die Tatsache,
dass südlich der Stadt die syrische
Armee immer weiter vorrückt
und den IS unter Druck setzt.
Das bedeutet, die Stadt wird im
Norden von der Türkei und im
Süden von der syrischen Armee
belagert. Die syrische Armee soll
sich mittlerweile bis auf sechs
Kilometer an den Stadtkern ange-
nähert haben. Was passieren wird,
wenn diese Truppen direkt auf-
einandertreffen ist unklar. Es gibt
allerdings Spekulationen, wonach
Russland die türkische Armee
zum Rückzug drängen könnte,
damit das Assad-Regime die Kon-
trolle in al-Bab übernimmt.
Ursprünglich ist die Türkei in
Syrien einmarschiert, um zu ver-
hindern, dass es den Demokrati-
schen Kräfte Syriens gelingt, eine
Verbindungslinie zwischen den
Kantonen Afrin und Kobanê frei-
kämpfen und dadurch ein zu -
sammenhängendes Gebiet unter
ihre Kontrolle bringen. Der
Beginn der türkischen Syrienope-
ration folgte nämlich kurze Zeit,
nachdem die Demokratischen
Kräfte Syriens die Stadt Minbic
(Manbidsch) westlich von Kob-
anê vom IS befreit hatten. Und so
kündigte die türkische Staatsfüh-
rung zunächst noch breitspurig
an, dass nach der Übernahme der
Kontrolle in al-Bab das nächste
Ziel der türkischen Armee Min-
bic sein werde. Doch davon
spricht heute kaum jemand mehr.

Größer ist die Gefahr allerdings
beim Kanton Afrin, das im
Nordwesten Syriens liegt und
weitgehend isoliert ist. In den
späten Abendstunden des 06.
Februars vermeldete die Nach-
richtenagentur Hawarnews, dass
die Dörfer Merenaz und Fîlan El-
Qadi im Kanton Afrin durch das
türkische Militär mit Raketen
beschossen wurden. Es bleibt
abzuwarten, ob es sich hierbei
um einen Einzelfall handelt.
Möglich scheint allerdings auch,
dass die türkische Armee und
ihre Verbündeten bei einem Rük-
kzug von der al-Bab Front ihren
Fokus auf Afrin lenken werden.
Bereits jetzt werden größere
Truppenverschiebungen an der
türkisch-syrischen Grenze ver-
meldet. Zudem wurden in der
Türkei schon mit Beginn der
Schutzschild Euphrat Operation
Stimmen laut, die ein
zusammenhängendes Gebiet von
Dscharablus bis einschließlich
Afrin unter türkischer Kontrolle
sehen wollen.
Afrin ist der westlichste Kanton
der Föderation Nordsyrien/Roja-
va und wird von den kurdischen
Einheiten der YPG und YPJ ver-
teidigt. Schwierig ist die Lage in
Afrin deshalb, weil der Kanton
nördlich an die Türkei grenzt und
die anderen umliegenden Gebie-
te entweder durch die syrische
Armee oder dschihadistische
Gruppierungen kontrolliert wer-
den. (CA, 7.2., ISKU)

Türkische Syrienoperation in der
Zwickmühle – Wie geht es weiter?

Tödliche Umarmung: 
Die US-Strategie in Rojava


